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Sinnvolle Idee oder Treppenwitz?
Grünen-Rat schlug vor, den Torturm als Beitrag der Stadt dem Herbergswerk zu vermachen

Neckargemünd. (cm) Soll die Stadt den
Dilsberger Torturm als Beitrag für die
Sanierung der Jugendherberge (siehe Ar-
tikel rechts) an das Herbergswerk über-
eignen? Über diese Frage sprachen die
Stadträte in ihrer jüngsten öffentlichen
Sitzung. Aber nicht nur darüber:
> Karlheinz Streib (Freie Wähler) zeigte
sich „sehr überrascht von der enormen
Kostenexplosion“. Er erinnerte daran,
dass es schon einmal eine Spendenaktion
für das Gebälk des Torturms und die
Turmuhr gegeben hat. Streib sah die Ge-
fahr, dass Kosten des Deutschen Jugend-
herbergswerk (DJH) auf die Stadt ver-
lagert werden. Darauf werde man genau
achten, so Bürgermeister Frank Volk.
Dennoch signalisierte Streib Zustim-
mung: „Die Herberge ist ein Aushänge-
schild.“
> Winfried Schimpf (SPD) kam auf die
Vereinbarung aus dem Jahr 1984 zur
mietfreien Nutzung des Torturms durch
das DJH zu sprechen und fragte: „Wann
wurde diese außer Kraft gesetzt?“ Man
wolle „die Sanierung nicht sabotieren,

aber die stillschweigende Akzeptanz der
Neuforderung gefällt uns nicht“, so
Schimpf. Bürgermeister Volk räumte ein,
dass er von der Vereinbarung nichts
wusste. „Das DJH wird die zweckge-
bundene Spende ablehnen und die Her-
berge nicht sanieren, wenn wir uns nicht
beteiligen“, machte er deutlich. „Wir
zahlen aber nicht mehr als wir müssen.“
> Thomas Schmitz (Grüne) betonte, dass
die Stadt nur Maßnahmen am Torturm
finanzieren dürfe, die ausschließlich
dessen Erhalt und nicht dessen Ausbau
dienen. Der Grünen-Rat brachte eine
neue Idee ins Spiel und fragte: „Wollen
wir überhaupt Eigentümer des Tor-
turms bleiben?“ Dieser könnte an das
DJH übereignet werden und die Stadt
würde im Gegenzug die 405 000 Euro
sparen. „Ich meine das ernst, das ist kei-
ne verrückte Idee“, betonte Schmitz.
„Wir haben viele Gebäude, die nicht im
Eigentum der Stadt bleiben müssten.“ Er
sei bereit, über den Verkauf von städti-
schen Immobilien zu reden, entgegnete
Bürgermeister Volk. „Aber nicht über

den Dilsberger Torturm oder das Ne-
ckargemünder Stadttor.“ So lange er
Bürgermeister sei, werde er dafür nicht
die Hand heben. „Das würde uns in alle
Medien bringen.“
> Walter Berroth (SPD) bezeichnete die
IdeevonSchmitzals„Treppenwitz“:„Das
Verschenken des Torturms ist völlig ab-
surd.“ Der Torturm sei grundlegend sa-
nierungsbedürftig und müsse auch ohne
einen Weiterbetrieb der Jugendherberge
erneuert werden, so der Dilsberger.
> Giuseppe Fritsch (Freie Wähler) sah
„kein Zurück mehr“, wie er sagte: „Wir
brauchen die Herberge – allein schon für
den Schüleraustausch mit Évian.“
> Christian Rupp (CDU) fragte kritisch:
„Was bringt uns die Herberge?“ 405 000
Euro für den Évian-Austausch seien doch
viel Geld. Bürgermeister Volk verwies
darauf, dass die Sanierung des Torturms
auch ohne eine Neueröffnung der Ju-
gendherberge notwendig sei. Außerdem
sei dies Wirtschaftsförderung für den
Dilsberg. Man gehe davon aus, dass jeder
Tourist etwa 80 Euro in der Stadt lasse.

„Geschichte
soll sich nicht
wiederholen“

Bürger gedachten im
Alten Rathaus des Holocausts

Leimen. (kaz) Man riss sie nachts aus dem
Schlaf, brachte sie zum Bahnhof und
steckte sie mit wenig Gepäck in über-
füllte Sonderzüge Richtung Gurs: So er-
ging es vor 77 Jahren auch vier jüdischen
Mitbürgern aus Leimen, die im Oktober
1940 im französischen Internierungsla-
ger landeten und von dort zum Teil nach
Auschwitz deportiert wurden. Es waren
Hugo und Karolina Mayer sowie Karo-
line Bierig und ihre Tochter Selma. Kei-
ner von ihnen überlebte den Holocaust.
Im historischen Rathaus erinnerte Ober-
bürgermeister Hans Reinwald anlässlich
der Reichspogromnacht vom 9. Novem-
ber 1938 an die damaligen Geschehnisse

und bezeichnete
die den Menschen
angetanen Leiden
als unerträglich.

Im Foyer des
Gebäudes steht
seit einigen Jah-
ren ein Gedenk-
stein für die Nazi-
Opfer von Gurs
und Auschwitz,
den drei Schüle-
rinnen der Ge-
schwister-Scholl-
Schule im Stadt-
teil St. Ilgen ge-
stalteten. „Das

war richtig viel Arbeit“ weiß Lehrer Mar-
tin Delfosse, der das Mahnmal-Projekt
damals begleitete. Es gibt ein Pendant in
der zentralen Gedenkstätte in Neckar-
zimmern. Nicht nur Baden, sondern auch
die Pfalz und das Saarland schickten vor
77 Jahren Tausende jüdischer Familien
ins Verderben.

Bei der Holocaust-Gedenkfeier im Al-
ten Rathaus, wo der von Hand behauene
Stein steht, las Delfosse aus erhalten ge-
bliebenen Briefen von Karolina und Hu-
go Mayer an ihren Sohn Kurt, dem die
rechtzeitige Flucht nach Großbritannien

gelungen war. Mit den Titeln „Hallelu-
ja“ und „Donna Donna“, vorgetragen auf
Flöte und Gitarre, war die örtliche Mu-
sikschule bei der Feier präsent.

Oberbürgermeister Hans Reinwald
kam gerade von einem vorangegangenen
ökumenischen Gedenkgottesdienst in der
Herz-Jesu-Kirche und hätte sich zur Ge-
denkfeier im Alten Rathaus ein paar Gäs-
te mehr gewünscht. An die Anwesenden
richtete er den Appell: „Zurzeit sieht es
soaus,alsseiesschonwiedersoweit.Doch
die Geschichte soll sich nicht wiederho-
len: Bitte treten Sie dem entgegen!“

Der OB hätte sich zur Holocaust-Gedenkfeier mehr Gäste gewünscht. Fotos: Katzenberger-Ruf.

Der Gedenkstein im
historischen Rathaus.

„Obergrenze“ für die
Jugendherberge

Gemeinderat deckelt Ausgaben für die Sanierung der Dilsberger
Einrichtung – Alter Vertrag nichts mehr wert?

Von Christoph Moll

Neckargemünd. Es war schon nach 22
Uhr, als die schon sicher geglaubte Ret-
tung der Dilsberger Jugendherberge in
der jüngsten öffentlichen Sitzung des Ge-
meinderates plötzlich wieder auf der
Kippe stand. Der Grund: Die Stadt soll
für die Sanierung des ihr gehörenden
Torturmsausdem15.JahrhundertalsTeil
der Herberge deutlich mehr zahlen als ge-
plant: nämlich 405 000 statt
300 000 Euro. Die Frage
lautete nun: Was ist die Ju-
gendherberge der Stadt
wert? Hätten die Stadträte
„Nein“ zu einer Übernah-
me der Mehrkosten gesagt,
wäre die Rettung wohl geplatzt. Und so
sagten sie mehrheitlich bei einer Gegen-
stimme und einer Enthaltung zähneknir-
schend „Ja“. Für die Sanierung wurde
eine „Obergrenze“ von 405 000 Euro fest-
gelegt. Es ging aber noch um eine andere
Frage: Was ist ein alter Vertrag zwischen
der Stadt und dem Deutschen Jugend-
herbergswerk (DJH) wert?

Zunächst ein kurzer Rückblick: Die
denkmalgeschützte und traditionsreiche
Jugendherberge auf dem Dilsberg mit zu-
letzt jährlich rund
10 000 Übernachtun-
gen von 5000 Jugend-
lichen ist seit inzwi-
schen zwei Jahren ge-
schlossen. Das DJH
hatte den Betrieb da-
mals nach knapp 100
Jahren eingestellt,
weil ihm erforderli-
che dringende Brand-
schutzmaßnahmen
mit 1,8 Millionen Euro
schlicht zu teuer wa-
ren. Gemeinsam mit
der Stadt wurde nach
einem Käufer ge-
sucht, Bürger starte-
ten eine Unterschrif-
tenaktion gegen die
Schließung. Im letz-
ten Herbst kam dann
die erlösende Nach-
richt: Ein anonymer
Spender will 1,5 Mil-
lionen Euro für die
Sanierung geben. Der
DJH-Vorstand nahm
prompt den Schlie-
ßungsbeschluss zu-
rück. In diesem Sommer ging dann der
Bauantrag bei der Stadt für die Reno-
vierung ein. Weil dieser dem geltenden
Bebauungsplan entsprach und keine Be-
freiungen erforderlich waren, wurde die-
ser genehmigt. Es sah so aus, als ob die Sa-
nierung kommen könnte.

Doch nun kam die Nachricht über die
Mehrkosten. Statt 1,8 Millionen Euro soll

die gesamte Sanierung nun 2,67 Millio-
nen Euro kosten – die Stadt soll statt
300 000 Euro nun 405 000 Euro zahlen.
Doch muss die Stadt überhaupt etwas
zahlen? Eigentlich nicht. Denn Dr. Franz-
Georg Scheffczyk vom Immobilienma-
nagement der Stadt hat im Archiv eine
Vereinbarung aus dem Jahr 1984 gefun-
den.Dieseregelte,dassdieStadtdemDJH
den Torturm mietfrei überlässt, dieser
aber dafür alle Unterhaltungsarbeiten

tragen muss. Scheffczyk sah
die angesetzten 405 000
Euro für den Torturm oh-
nehin als zu hoch an. Denn
hierbei handle es sich um ein
besonderes Kulturdenkmal,
bei dem – anders als beim

Rest der Herberge als einfaches Denk-
mal – jeder noch so kleine Eingriff in die
Bausubstanz zu genehmigen sei. „Die ge-
planten weitreichenden Eingriffe am
Torturm, wie eine Wandöffnung für einen
Fluchtweg, sind nicht genehmigungsfä-
hig“, unterstrich der Fachmann. „Der
DJH hat so geplant, als wäre alles ein ein-
faches Denkmal.“ Scheffczyk sah hier die
Möglichkeit für die Stadt, zu sparen.

Apropos Geld: „Wir sind der Mei-
nung, dass wir die Kosten für die Sanie-

rung des Torturms durch einen neuen
Mietvertrag mit dem DJH refinanzieren
sollten“, sagte Scheffczyk. Die Zeiten der
mietfreien Nutzung des Torturms könn-
ten für das DJH also vorbei sein. Bür-
germeister Volk dämpfte aber gleich die
Erwartungen: „Wir brauchen einen zeit-
gemäßen Mietvertrag, aber ich erwarte
keine horrenden Einnahmen.“

Die Sanierung des Torturms aus dem 15. Jahrhundert wird teurer
und daher soll auch die Stadt mehr Geld beisteuern. Foto: Alex

Bislang keine
Miete für Turm

Arbeitskreis soll sich
um Kinderbetreuung kümmern

Gemeinderat unterstützt Vorschlag von Bürgermeister Oeldorf

Wilhelmsfeld. (ths) Eine „gesicherte und
gute Betreuung von Kindern“ hielt Bür-
germeister Christoph Oeldorf nicht nur
für eine Pflichtaufgabe einer Gemeinde,
sondern er sah darin auch einen „nicht
zu unterschätzenden Standortvorteil für
Wilhelmsfeld“. Mit dieser klaren Aus-
sage widersprach er später in der Fra-
gestunde einer Bürgerin, die anpranger-
te, dass es „massive Probleme“ gebe und
Eltern sich vorstellen könnten, den Luft-
kurort wieder zu verlassen. Um in dem
für ihn angestrebten Optimalfall eine
„nahtlose Betreuung von der Krippe bis
zum Hort“ zu gewährleisten, plädierte der
Rathauschef deshalb während der jüngs-
ten Gemeinderatssitzung dafür, den Be-
darf an Betreuungsplätzen frühzeitig zu
erkennen und die notwendigen Rahmen-
bedingungen zu schaffen. Dies soll mit der
Bildung eines entsprechenden Arbeits-
kreises funktionieren.

Oeldorf ging es hierbei darum, auf
kleine Änderungen flexibel reagieren zu
können und damit nach Möglichkeit eine
gewisse Planungssicherheit für Eltern,
Gemeinderat und Verwaltung herzustel-
len. Er schlug vor, dass sich ein solcher
Kreis dauerhaft mit der Kinderbetreu-
ung beschäftigt, mindestens zweimal im
Jahr berät und dem Gemeinderat Emp-
fehlungen zur Entscheidung unterbrei-
tet. Sein größter Wunsch hierzu: „Eine
kreative Runde, die verrückte Ideen ent-
wickelt, die man realisieren kann!“

Mit diesem Vorschlag rannte er bei
dem Gremium offene Türen ein. Melanie
Oberhofer (CDU) begrüßte die Haltung

des Bürgermeisters ebenso wie Stefan
Lenz (FW) und Michael Gärtner von
der Bürgergemeinschaft Wilhelmsfeld
(BGW). Laura Weidenauer von der Grü-
nen Initiative Wilhelmsfeld (GIW) schlug
zusätzlich vor, gleich noch einen Sozial-
ausschuss zu gründen, der dann als Ver-
bindungsglied zum Arbeitskreis wirken
könnte.

So weit ging man bei der Sitzung doch
nicht, zeigte sich aber schnell einig, wer
alles unter dem Vorsitz Oeldorfs dem
Arbeitskreis angehören soll. Dazu zählen
vier Mitglieder des Gemeinderats, ge-
wichtet nach dem Stimmverhältnis der
vergangenen Kommunalwahl, zwei Mit-
arbeiter der Gemeinde, beziehungsweise
des Gemeindeverwaltungsverbands, die
Leitung des kommunalen Kindergartens,
die betriebswirtschaftliche sowie die
pädagogischeLeitungprivaterTrägervon
Kinderbetreuungseinrichtungen, je ein
Elternvertreter jeder Kinderbetreuungs-
einrichtung, die Leitung der Christian-
Morgenstern-Grundschule, je ein Eltern-
vertreter von dort, ein Vertreter des För-
dervereins der Schule und nicht zuletzt
eine Vertreterin der ortsansässigen Ta-
gesmütter.

Abschließend gab es von Oeldorf einen
Rat für die eingangs erwähnte Bürgerin,
die forderte, dass auch interessierte El-
tern Zutritt zu dem Kreis haben sollten.
„Wir müssen irgendwo eine Grenze zie-
hen, aber Sie könnten sich doch in eines
der Ehrenämter wählen lassen“, bemüh-
te sich der Ortschef, die intervenierende
Wilhelmsfelderin zu besänftigen.
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